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FACHBEREICH WlRTSCHAFfSWISSENSCHAff

Bearbei ter( in): Magda David
Fachbereich Wirtschaftswissenschaft
Verwaltung
Tel.: 838-22 72
Traugott Klose
ZUV, Abteilung VTel.: 838-73 500 .

ßI. Habilitationsfächer des Fachbereichs können durch Be-
schluß des nach Maßgabe der Grundordnung erweiter-
ten Fachbereichsrates festgestellt werden. Die Feststel-
lung kann anläßlich eines Habilitationsverfahrens erfol-
gen.

IV. Für die Lehrbefähigung ist eine möglichst umfassende
Bezeichnung des wissenschaftlichen Faches/Fachgebie-
tes vorzusehen.

Habilitationsordnung
Aufgrund von§71 Abs.1 Satz 1 Nr.1 in Verbindung mit§36
des Gesetzes über die Hochschulen im Land Berlin (Berliner
Hochschulgesetz BerIHG) vom 12. Oktober 1990 (GVBI. S.
2165) in der Fassung der Bekanntmamung der Neufassung
vom 5. Oktober 1995 (GVBI. S. 727) hat der Fachbereimsrat
des Fadtbereims Wirtschaftswissenschaft am 25. Oktober
1995 die folgende Habilitationsordnung erlassen..

§2
Habil i ta ti ans I eisig n gen

Habilitationsleistungen sind:
1. a) Eine umfassende Monographie (Habilitations-

schrift), die ein bedeutender wissenschaftlicher
Beitrag in dem angestrebten Habilitationsfach sein
muß

oder
b) eine Monographie und publizierte Forschungser-

gebnisse (ausgenommen die Dissertation), die in
ihrer Gesamtheit einer Habilitationsschrift gleich-
wertige Leistungen darstellen

§ 1 Habilitationszweck
§ 2 Habilitationsleistungen
§ 3 Zulassungsvoraussetzungen
§ 4 Zulassungsverfahren
§ 5 Zulassung von HabIlitierten, Professoren und

Professorinnen
§ 6 Ablehnung der Zulassung
§ 7 Interdisziplinäres Habilitationsverfahren
§ 8 Habilitationskommission
§ 9 Begutadttung der schriftlichen Habilitationsleistungen
§ 10 Entscheidung über die schriftlichen Habilitations-

leistungen
§ 11 Öffentlirner Vortrag mit wissenschaftlirner

Aussprache .
§ 12 Gutadtten über die didaktischen Leistungen
§ 13 Zuerkennung der Lehrbefähigung
§ 14 Veröffentlichungspflicht
§ 15 Rückgabe, Wiederholung von Habilitationsleistungen
§ 16 Verfahrensabsch1uß ohne Zuerkennung der

L.ehrbe f ähi gu ng
§ 17 Rücknahme der Lehrbefähigung
§ 18 Änderung der Lehrbefähigung
§ 19 Allgemeine Verfah~lungen
§ 20 Inkrafttreten
§ 21 Übergangsvorschriften

11.

§1
Habilitationszweck

Die Habilitation dient dem Nachweis der Befähigung,
ein wissenschaftliches Fach I Fachgebiet (Habilitations-
fach) in Forschung und Lehre selbständig zu vertreten
(Lehrbefähigung).
Ein Habilitationsfach ist ein inhaltlich abgrenzbares Wis-
senschaftsgebiet, das im Fachbereich in d~r Regel in
Lehre und Forschung bereits eingerichtet und durdt we-
nigstens einen Professor I eine Professorin oder weitem
habilitiertes Mitglied des Fachbereichs vertreten ist.

oder

c) publizierte Forschungsergebnisse (ausgenommen
die Dissertation) die in ihrer Gesamtheit einer Ha-
bilitationsschrift gleichwertige Leistungen darstel-
len.

In begründeten Ausnahmefällen und auf Befürwortung
zweier Professoren / Professorinnen des Fachbereichs
Wirtschaftswissenschaft, in deren Fachgebiet die Habili-
tation angesiedelt ist, kann der Fachbereichsrat auf An-
trag gestatten, daß die Habilitationsschrift in englischer
Sprache abgefaßt wird. Dieser Schrift muß eine deutsch-
sprachige Zusammenfassung beigefügt !;ein.
Den als schriftliche Habilitationsleistung eingereichten
publizierten Forschungsergebnissen ist eine ausführli-
che Zusammenfassung voranzustellen.
2. Ein öffentlicher Vortrag aus dem angestrebten Habili-

tationsfach mit wissenschaftlicher Aussprache.
3. Lehrtätigkeit am Fachbereich WirtSchaftswjssen-

schaft der Freien Universität Berlin in einem für die
angestrebte Lehrbefähigung wesentlichen Fach /
Fachgebiet. In begründeten Ausnahmefällen kann der
Fachbereichsrat Abweichungen von dieser Regelung
beschließen.

n. Bei schriftlichen Habilitationsleistungen gern. Abs. I
Nr. 1, die in Zusammenarbeit mit anderen Wissenschaft-
lern / Wissenschaftierinnen entstanden sind, muß der
Anteil des Habilitanden/der Habilitandin eindeutig ab-
grenzbar und bewertbar sein. Der Habilitand/ dic Habi-
litandin ist verpflichtet, seinen/ ihren Anteil bei Konzep-
tion, Durchführung und Berichtsabfassung im einzelnen. darzulegen.

111. Für den öffentlichen Vortrag gem. Abs. I Nr. 2, der höch-
stens 45 Minuten dauern soll, sind drei Themenvor-
schläge mit jeweils kurzer Erläuterung zu machen. Die
Habilitationskomrnission soll Vorschläge zurückweisen
und andere verlangen, wenn die Vorschläge untereinan-
der mit den Themen der schriftlichen Habilitationslei-
stungen oder dem Thema der Dissertation in einem en-
gen Zusammenhang stehen. Die wissenschaftliche Aus-
sprache über den Vortrag soll in der Regel 60 Minuten
dauern, sie kann sich auch auf Leistungen gem. Abs. I
Nr. 1 beziehen. Vortrag und Aussprache sollen zeigen,
daS der Habilitand / die Habilitandin ein wissenschaftli-
ches Thema in verständlicher Form darstellen kann und
daß er/sie umfassende Kenntnisse und die Befähigung
zum wissenschaftlichen Diskutieren besitzt.

.) ßl..stätigt durch das für Hochschulen zuständige Mitglied des Se-
nats von ~rlin am 22. März 1996.

-
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,
IV. Die Lehrtätigkeit soll in der Regel vor der Stellung des

Zulassungsantrages durmgeführt werden. Es sind Lehr-
veranstaltungen im Umfang von mindestens 8 Semester-
wochenstunden. in der R~l innerhalb von 4 Semestern
nachzuweisen. darunter 4 Semesterwochenstunden
Lehrveranstaltungen über einen breiteren Bereich des
Faches I Fachgebietes.

Ill. Der Fachbereimsrat entscheidet ü~r den Zulassungsan-
trag unter Beachtung seiner fadtlimen Zuständigkeit
unverzüglich, während der VorlesungS7.eit innerhalb ei-
nes Monats nadt Ei~g. Bei interdisziplinären Habili-
tationsverfahren, die gern. § 7 Abs. I Bud&stabe b) durdt-
geführt werden. tritt an die Stelle des Fadtbereimsrates
die Gemeinsame Kommission.

IV. Lehnt der Fachbereimsrat den Antrag auf Zulassung
zum Habilitationsverfahren ab, ist der Antragsteller / die
Antragstellerin davon binnen zwei Wochen in Kenntnis
zu setzen. Der Bescheid ist sdtriftlidt zu begründen.
Fristübersdueitungen sind dem Bewerber/der Bewer-
berin ebenenfalls sdtriftlidt zu begründen.

II

§3
Zulassungsvoraussetzungen

Mindestvoraussetzungen für die Zulassung zum Habili-
tationsverfahren sind:

1. Ein durdt Staats- oder H~ulprüfung abge-
schl~nes Studium an einer H~ule im Gel-
tungsbereichdes H~u1rahinengesetzes

sowie

2. die Berechtigung zur Führung des akademischen
Grades eines Doktors I einer Doktorin.

Gleichwertige Prüfungen sind als Zulassungsvorausset-
zungen anzuerkennen. Hinsichtlidt der Gleidtwertig-
keit von Prüfungen und akademischen Graden au8er-
halb des Geltungsbereiches des Hochschulrahmengeset-
zes ist gegebenenfalls eine Stellungnahme der
Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen einzuh0-
len.

§5
Zulassung von Habilitierten und von

Professo ren/Pro f essori I!ft en

I. Wer an einer anderen Hochsdtule im Geltungsbereim
des Hochschulrahmengesetzes für ein wissensdtaftIi-
mes Fam/Famgebiet habilitiert worden ist, besitzt die
Lehr\)efähigung für dieses Fam aum an der Freien Uni-
versität. Sie kann dafür nimt erneut zuerkannt werden.

11. Strebt ein Habilitierter / eine Habilitierte den Namweis
der Lehrbetahigung in einem weiteren wissensdtaftli-
men Fam/Famgebiet an, so ist sein/ihr Zulassungsan-
trag so zu behandeln, als ob die erste Lehr\)efähigung an-
gestrebt wird.

lli. Für Habilitierte, die eine Erweiterung oder Umbenen-
nung ihrer Lehrbefähigung beantragen, gelten die Be-
stimmungen des §18.

IV. Ohne Habilitation an Hochsdtulen berufene Professo-
ren / Professorinnen können zu Habilitationsverfahren
zugelassen werden. Für an die Freie Universität Berlin
ohne Habilitation berufene Professoren/ Professorinnen
gilt dies nur, wenn der Fadtbereidt oder Mitglieder ei-
nes anderes Fambereid\es, die bereits an der Berufung
beteiligt waren, nicht über die Habilitationsleistung zu
befinden haben, d.h. insbesondere, daß ohne Habilita-
tion an den Fachbereich Wirtsdtaftswissenschaft der
Freien Universität Berlin berufene Professoren/Profes-
sorinnen nimt an diesem Fambereim zu Habilitation
zugelassen werden.

§4
Zulassungsverfahren

Das Verfahren beginnt mit der Stellung des sdtriftlichen
Zulassungsantrages beim Dekan I der Dekanin des F ach-
bereiches. Im Antrag ist das wissenschaftlidte Fadtl
Fachgebiet (Habilitationsfach) zu bezeidmen. für das die
Zuerkennung der Lehrbefähigung beantragt wird. Dem
Antrag Sind folgende Unterlagen beizUfügen:

1. ~gnis oder Urkunde der Staats- oder Hochschul-
prufung;

2. Promotionsurkunde;

3. Lebenslauf mit Angaben über den wissenschaftlidten
Werdegang;

4. Schriftliche Habilitationsleistungen gern. § 2 Abs. I
Nr. 1 in mindestens 3 Exemplaren; bei Ergebrusen. die
im Zusammenhang mit anderen Wissenschaftlern I
anderen Wissenschaftlerinnen entstanden sind, sind
deren Namen anzugeben; der eigene Anteil an der
Arbeit ist gem. § 2 Abs. ß darzulegen;

5. Themenvorschläge fUr den öffentlidten Vortrag gem.
§ 2 AbS. I Nr. 2 (können bis spätestens zwei Wochen
vor Besch1u8fassung über die schriftlichen Habilitati-
onsleistungen nadtgereicht werden);

6. Nadtweis der durchgeführten Lehrveranstaltungen
gern. § 2 Abs. IV;

7. Dissertation;

8. Verzeichnis der sonstigen wissenschaftlichen Publi-
kationen sowie je 1 Exemplar der für die Beurteilung
relevanten Publikationen;

9. eine Erklärung über abgeschlossene oder schwebende
Ha bi li tationsverfahren.

Sollte die geforderte Lehrtätigkeit gern. § 2 Abs. IV noch
nicht nachgewiesen worden sein, so ist dem Antragstel-
ler I der Antragstellerin nach Maßgabe der Grundord-
nung umgehend die Übernahme von Lehraufträgen
zum Nadtweis der Lehrtätigkeit anzubieten.

11.

§6
Ablehnung der Zulassung

Der Zulassungsantrag ist aus folgenden Gründen abzu-
lehnen:

1. Fehlen der Voraussetzungen gem. § 3;

2. Fehlen der Unterlagen gern. § 4 Abs. I (ohne Nr. 5 und
Nr.6);

3. Nichteinhaltung der gesetzen Frist des § 15 Abs. IV;

4. nadt einmaliger erfolgloser Wiederholung von Habi-
litatiOnsverfahren im Geltungsbereich des Hoch-
schulrahmengesetzes im gleichen wissenschftlidten
Fach! Fachgebiet;

5. gleichzeitige Durchführung eines Habilitationsver-
fahrens im gleichen wissenschaftlichen Fach!Famge-
biet an anderer Stelle.

Der Zulassungsantrag kann bei fadtlidter Unzuständig-
keit gern. § 1 Abs. 11 und III abgelehnt werden.

n
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§7
Interdisziplinäres Habilitationsverfahren

I. Ein Habilitand/eine Habilitandin kann beim Dekan/der
Dekanin des Fachbereichs beantragen. daß seinhhr Ha-
bilitationsverfahren von mehreren fachlich betroffenen
Fachbereichen gemeinsam durchgeführt wird (interdis-
ziplinäres Habilitationsverfahren). Der Dekan/ die Oe-
kanin unterridttet den/ die weiteren Fadtbereich/ e über
den Antrag. Die Fa~bereid1Sräte entscheiden. ob das
Verfahren
a) nur in einem der Fachbereiche

. oder

b) durch eine Gemeinsame Kommission der Fachberei-
che durmzuführen ist.

Im Falle der Nichteinigung entscheidet der Akademi-
sche Senat.

11. Wird das Verfahren gern. Abs. Ja) durchgeführt, so sind
die weiteren fachlidt betroffenen Fadtbereiche zuvor an-
zuhören und in 'der Habilitationskommission angemes-
sen zu beteiligen.

111. Auch ohne entsprechenden Antrag gem.Abs. J S. 1 kann
der Fachbereid1Srat besdtlieBen. daß ein Habilitations-
verfahren von mehreren Fachbereichen durchgeführt
wird. Es ist dann Abs. I entsprechend zu verfahren.

weitere Gutachter/Gutachterinnen. in der Regel nicht
mehr als zwei, bestimmen, wenn dies zur fachlichen Be-
urteilung der schriftlichen Habilitationsleis~ngen erfor-
derlich ist. Bei interdisziplinären Habilitationsverfahren
gern. § 7 ist eine der Anzahl der weiteren betroffenen
Fächer entsprechende Zahl von weiteren Gutachtern/
Gutachterinnen zu bestimmen.

11. Als Gutachter/Gutachterin darf nur bestellt werden,
wer die schriftlichen Habilitationsleistungen insgesamt
oder zum Teil famwissenschaftlich beurteilen kann. Die
Gutachter/Gutachterinnen müssen insgesamt die
schriftlichen Habilitationsleistungen beurteilen können.
Auswärtigen Gutachtern/Gutachterinnen ist die Kt'nnt-
Dis der maßgeblichen Vorschriften der Habilitationsord-
nung zu vermitteln.

UI. Die Gutachter / Gutachterinnen haben Bewertungen vor-
zunehmen, die der Habilitationskommission eine der in
§ 10 Abs. I genannten Empfehlungen an den nach Maß-
gabe des gern. Grundordnung erweiterten Fad1bereichs-
rates ermöglichen. Die Bewertungen sind zu begründen.
Bei voneinander abweichenden Bewertungen werden
weitere Gutachter/Gutachterinnen angefordert, in der
Regel jedoch nicht mehr als zwei. Die Habilitationskom;.
mission trägt dafür Sorge, daß Gutachten unabhängig
voneinander erstellt werden.

IV. Die Gutachten sollen innerhalb von 3 Mqnaten vorlie-
gen, anderenfalls kann die Habilitationskommission
eine Nachfrist setzen oder Ersatzgutachter / Ersatzgut-
achterinnen bestellen. .

V. Die Gutachten sind für einen Zeitraum von 4 Wochen
vor der Entscheidung über die schriftlichen Habilitati-
onsleistungen für die Mitglieder des gern. Grundord-
nung erweiterten Fachbereichsrates zur Einsichtnahme
auszulegen. Wird innerhalb dieser Frist von einem
gemäß § 10 Abs. m stimmberechtigten Mitglied des er-
weiterten Fachbereichsrates ein Gegengutachten an-
gekündigt, wird die Frist bis zur Vorlage des Gegengut-
achtens, längstens um 4 Wochen verlängert.

§8
Ha bill ta ti onskommission

I. Mit der Zulassungsentscheidung setzt der Fambereichs-
rat eine Habilitationskommission ein, die seine weiteren
Entscheidungen vorbereitet.

11. Die Habilitationskommission besteht aus mindestens
drei, grundsätzlich nicht mehr als sieben stimmberech-
tigten Mitgliedern. In begründeten Ausnahmefällen
kann der Fadtbereim bis zu 12 stimmberechtigte Mit-
glieder bestellen. Neben Professoren/Professorinnen
dürfen der Habilitationskommission nur habilitierte
Mitglieder des Fachbereidtsrates angehören. Ein akade-
mischer Mitarbeiter/eine akademische Mitarbeiterin
und ein Student / eine Studentin wirken beratend mit.

111. In der Habilitationskommission dürfen nur Mitglieder
stimmberechtigt mitwirken, die die sdtriftlichen Habili-
tationsleistungen insgesamt oder zum Teil fachwissen-
schaftlich beurteilen können. Die Habilitationskommis-
sion muß so zusammengesetzt sein, daß sie insgesamt
die schriftlichen Habilitationsleistungen beurteilen
kann. Die Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder
soll dem wissenschaftlichen Fach/Fachgebiet an-
gehören, für das'die Lehrbefähigung beantragt worden
ist. Professoren/ Professorinnen anderer Fambereid1e
oder wissenschaftlicher Hochschulen können der Habili-
tationskommission angehören.

IV. Die Kommission tagt nicht öffentlich. Die Mitglieder
und die weiteren Mitwirkenden sind zur Verschwiegen-
heit verpflichtet. Nicht im Öffentlichen Dienst stehende
Personen sind besonderes zu verpflichten. Organisation
und Arbeitsweise regelt die Kommission selbständig.

§9
Begutachtung der schriftlichen Habilitationsleis,tungen

Die Habilitationskommission bestimmt für die Begut-
achtung der schriftlichen HabilitationsleistUngen nach
§ 2 Abs. I Nr. 1 zwei Gutamter I Gutachterinnen. Minde-
stens ein Gutachter I eine Gutachterin muß dem Fachbe-
reich Wirtsd1aftswissenschaft der Freien Universität
8erIin angehören. Die Habilitationskommission kann

§10
Entscheidung über die schriftlichen Habilitationsleistungen

I. Unter Einbeziehung der Gutachten empfiehlt die Habili-
tationskommission
1. die Annahme

oder
2. die Ablehnung
der schriftlimen Leistungen als Habilitationsleistungen
gern. § 2 Abs. I Nr. 1 und begründet dies schriftlich. Eine
Monographie gemäß § 2 Abs. I Nr. 1 kann auch zur
Überarbeitung zurückgegeben werden. Die zu beheben-
den Mängel sindschriftlim zu benennen.

11. Bei einer Annahme gern. Abs. I Nr. 1 ist das Vor-
tragsthema ~ § 2. Abs. III auszuwählen und vorzu-
schlagen.

111. Der nam Maßgabe der Grundordnung erweiterte Fam-
bereidtsrat entscheidet in nichtöffentlicher Sitzung über
die Empfehlungen und Vorschläge gem. Abs. I und 11.
An der Entscheidung wirken die hierfür fachwissen-
schaftlich umfassend oder teilweise qualifizierten Mit-
glieder stimmberechtigt, die übrigen Mitglieder bera-
tend mit. Im Falle der Annahme sind das Vortragsthema
festzuiegenurtd der Vortragstermin unverzüglich anzu-
setzen und universitätsöffentlich zu rnamen. In den an-
deren Fällen ist gern. § 15 Abs. I oder § 16 Abs. 11 Nr.1 zu
verfahren.

IV. Alle Abstimmungen über Leistungsbewertungen erfol-
gen offen, Stimmenthaltungen sind nicht zulässig.
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§14
Vel'Öffentlichungspflicht

Der Habilitierte(die Habilitierte ist verpflichtet, Monogra-
phien gern. §.2 Abs. I Nr. 1 in geeigneter Weise der wissen-
schaftlichen Öffentlichkeit durch Vervielfältigung und Ver-
breitung zugänglim zu mad1en. Dem Fambereim Wirt-
schaftswissenschaft werden 10 Exemplare unentgeltlich zur
Verfügung gestellt.

§ 11
Öffentlicher Vortrag mit wissenschaftlicher Aussprache

I. Der Vortrag findet öffentlich und grundsätzlich
während der Vorlesungszeit statt.

ll. An der wissenschaftlid\en Aussprache nehmen die Mit-
glieder des gern. Grundordnung erweiterten Fadtbe-
reichsrates und der Habilitationskommission teil. Der
Dekan! die Dekanin .leitet die Aussprachc, er kann den
Vorsitzenden! die Vorsitzende der Habilitationskom-
mission damit beauftragen. Der Leiter! die Leiterin der
Aussprache kann Fragen aus der Öffentlichkeit zulassen.

111. Nach dcr wissenschaftlichen Aussprache berät der nach
Maßgabe der Grundordnung erweiterte Fachbereidtsrat
in nichtöffentlicher Sitzung über die Anerkennung als
Habilitationsleistung gem. § 2 Abs. I Nr. 2. Sofern die
Mitglieder der Habilitationskommission nicht dem nach
Maßgabe der Grundordnung erweitelten Fadtbereichs-
rat angehören, haben sie Rede- und Antragsr'echt.

§15
Rückgabe, Wiederholung von Habilitationsleistungen

I. Im Falle der Rückgabe der schriftlichen Habilitationslei-
stungen gern. § 10 Abs. I Satz 2 entsd\eidet der nam
Maßgabe der Grundordnung erweiterte Fachbereichsrat
zugleich über den Zeitraum, innemalb dessen die ge-
nannten Mängel der schriftlichen Habilitationsleistun-
gen zu beheben sind. Der Zeitraum soU nicht mehr als 12
Monate betragen. Eine zweite Rückgabe zur Mängelbe-
seitigung ist ausgesdtlossen.

11. Entsprechendes gilt für den öffentlid1en Vortrag mit
wissenschaftlicher Ausprache, wenn dieser gern. § 13
Abs. I nicht anerkannt worden ist. Der öffentliche Vor-
trag ist mit neuern Thema anzusetzen. Eine zweite Wie-
demolung ist ausgeschlossen.

111. Sind die didaktischen Leistungen nicht anerkannt wor-
den, so ist dern Habilitanden/ der Habilitandin inner-
halb der bei den folgenden Semester Gelegenheit zur
Durchführung weiterer Lehrveranstaltungen zu geben,
die gern. § 12 zu begutachten sind. Eine zweite Gelegen-
heit zur Durdtführung weiterer Lehrveranstaltungen
wird nicht gegeben.

IV. Bei einer Ablehnung der schriftlid1en Leistungen als Ha-
bilitationsleistungen gern. § 10 Abs. I Nr. 2 ist eine ein-
malige Wiedemolung des Verfahrens unter Einreichung
schriftlicher Leistungen gern. § 2 Abs. I Nr. 1 zulässig.
Ein Zulassungsantrag für ein neues Habilitationsverfah-
ren im gieidten Fach/Fachgebiet kann erst nach Ablauf
von 12 Monaten gestellt werden. Dies gilt auch bei Ver-
fahren, die an anderen Hochschulen ohne Zuerkennung
der Lehrbefähigung abgeschlossen worden sind. Aner-
kannte Leistungen können auf Antrag für das neue Ver-
fahren angerechnet werden.

§12
Gutachten über die didaktischen Leistungen

I. Die HabilitationskommissiQn legt ein Gutachten über
die Lehrtätigkeit und die dabei erbrachten didaktischen
Leistungen vor, das die Grundlage für die Entscheidung
des nach Maßgabe der Grundordnung erweiterten Fach-
bereichsrates bildet.

11. Zur Vorbereitung des Gutachtens bestimmt die Kom-
mission ein Mitglied. Ein Vorschlag des
Habilitanden/der Habilitandin soll berücksichtigt wer-
den. Das Mitglied soll die didaktischen Leistungen und
Fähigkeiten dokumentieren und beurteilen.

111. Auf Vorschlag des/ der beratend in der Kommission
mitwirkenden Studierenden können Studierende des Fa-
ches/ Fachgebietes ihre Beurteilungen der Lehrtätigkeit
inder Kommission vortragen und/oder schriftlich ein-
bringen. Auf diese Beurteilungen ist im Gutachten der
Kommission einzugehen.

§16
VerfahrensabschluB ohne Zuerkennung der Lehrbefähigung

I. Der Habilitand/die Habilitandin ist berechtigt,
seinen/ihren Zulassungsantrag bis zur Empfehlung
(vgl. § 10 Abs. I) der Habilitationskomrnission zurückzu-
nehmen. Bei Rücknahme des Antrages gern. Satz 1 gilt
das Verfahren nicht als abgeschlossenes Habilitations-
verfahren gern. § 4 Abs. I Nr. 9 und § 6 Abs. I Nr. 4.

11. Der Antrag auf Zuerkennung der Lehrbefähigung ist ab-
zulehnen, wenn

1. eine der zu erbringenden Leisfungen endgültig nidlt
den an eine Habilitationsleistung zu stellenden An-
forderungen genügt oder Leistungen nidlt fristge-
recht erbracht worden sind,

2. im Falle der Rückgabe der schriftlichen Leistungen
oder der Einräumung von Wiederholungsmöglich-
keiten bei den übrigen Leistungen die gesetzten Fri-
sten ohne Angabe von triftigen Gründen nicht einge-
halten worden sind,

3. im Falle von Täuschungsversuchen des Habilitan-
den/ der Habilitandin auch nach dessen / deren An-
hörung entsprechende Zweifel nidlt ausgeräumt
worden sind.

§13
Zuerkennung der Lehrbefähigung

I. Der nach Maßgabe der Grundordnung erweiterte Fach-
bereichsrat entscheidet in nichtöffentliroer Sitzung über
die Anerkennung

1. des öffentlichen Vortrages und der wissenschaftli-
chen Aussprache gern. § 11 und

2. der didaktischen Leistungen gern. § 12

als Habili tationsleistungen.

Über beide Leistungen ist getrennt abzustimmen. Wer-
den beide Leistungen anerkannt, wird über alle erbrach-
ten Leistungen ein Gesarntbeschlu8 gefa8t, mit dem die
Lehrbefähigung zuerkannt wird. Alle Abstimmungen
erfolgen offen, Stimmenthaltungen sind nirot zulässig.

Für die Ents<;heidung naro Satz 1 Nr. 1 gilt § 10 Abs. III
Satz 2 entsprechend.

11. Über die Bezeichnung des Habilitationsfames ist im Ge-
samtbeschlu8 gern. Abs. I auf der Grundlage einer ent-
sprechenden Empfehlung der Habilitationskommission
mi tzuentscheiden.

111. Nach der Zuerkennung der Lehrbefarugung ist dem Ha-
bilitierten/ der Habilitierten eine Urkunde gern. Anlage
a~szuhändigen. Nach Aushändigung der HabilitationS-
urkunde besteht das Recht, beim Farobereiro die Verlei"
hung der Lehrbefugnis gern. den gesetzlichen Bestim-
mungen zu beantragen.
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111. Die Ablehnung ist zu begründen. Die Begründung muß
im Wortlaut von dem nach Maßgabe der Gnmdordnung
erweiterten Fachbereichsrat beschlossen werden.

§17
Rücknahme der Lehrbefähigung

Wird nach der Zuerkennung der Lehrbefähigung bekannt,
daß im Rahmen des Zulassungsverfahrens oder im weiteren
Verfahrensgang Täuschungshandlungen oder Ordnungsver-
stöße begangen wurden, so sind diejenigen Leistungen, bei
denen diese vorgelegen haben, als Habilitationsleistungen
für abgelehnt zu erklären. Die Zuerkennung der lehrbefähi-
gung ist zurückzunehmen. Die Habilitationsurkunde ist ein-
zuziehen.

schlossen werden kann. Kann dies nicht innerhalb dieses
Zeitraums gesdtehen, so ist vom Fachbereichsrat eine
Fristüberschreitung zu beschließen und gern. Abs. IV
dem Habilitanden/ der Habilitandin mitzuteilen. Der
Dekan / die Dekanin kann von allen Verfahrensbeteilig-
ten angerufen werden.

m. Probleme im Habilitationsverfahren können von den Be-
teiligten der Ständigen Kommission für Forschung und
wissenschaftli~ Nachwuchs zur Kenntnis gegeben
werden. Sie ist über den Verfahrensstand zu unterrich-
ten.

IV. Alle verfahrenserheblid1en Mitteilungen an den Habili-
tanden/ die Habilitandin bedürfen der Schriftfonn. dies

. gilt insbesondere für belastende Entscheidungen und
Fristregelungen. Diese sind, falls erforderlich, zu be-
gründen. Das Recht der Akteneinsicht besteht im Rah-
men der Regelungen des Verwaltungsverfahrensg~t-
zes. Die Vertraulichkeit von Gutachten ist zu gewährlei.
steno .

V. Erhebt der Habilitand/die Habilitandin gegen eine Ent-
scheidung des erweiterten Fachbereichsrats innerhalb ei-
nes Jahres nach deren Zugang GegenvorsteUungen, so
muß diese Entscheidung daraufh1n überprüft und über
das Ergebnis ein ~uß herbeigeführt werden. Die
Satzung über das Gegenvorstellungsverfahren bei rrü-
fungsbewertungen ist sinngemäß anzuwenden.

§18
Änderung der Lehrbefähigung

Bereits Habilitierte können einen Antrag auf Änderung
(Erweiterung oder Umbenennung) des Faches/Fachge-
bietes ihrer Lehrbefähigung stellen. Die Zulassungsvor-
aussetzunge" sind durch die Vorlage der Habilitations-
urkunde erfüllt. In dem Antrag sind di~igen Leistun-
gen zu benennen, auf die sirn der Anderungsantrag
stützt. Soweit es sich um schriftliche Unterlagen handelt,
sirid sie einzureichen.

Der nach Maßgabe der Grundordnung erweiterte Fach-
bereichsrat entscheidet, ob dem Antrag ohne weiteres
Verfahren entsprochen werden kann. Wird ein weiteres
Verfahren für erforderlim gehalten, so gelten die Vor-
schriften über die Durchführtlng und den Al?schluß von
Habilitationsverfahren entsprechend. Im Anderungs-
verfahren darf eine Habilitationsschrift gern. § 2 Abs. I
Nr.la) nicht verlangt werden.

n
§20

Inkrafttreten

Diese Habilitationsordnung tritt am Tage nach ihrer Ver-
öffentlichung im Mittcilungsblatt der Freien Universität
Berlin in Kraft.

Die Habilitationsordnung des Facnbereichs Wirtschafts-
wissenschaft vom 24. Mai 1978 (Mitteilungen Nr.
6/1980, S. 3ff)trittan diesem Tage außer Kraft.

n

§21
Obe~ngsvorschriften

Antragsteller I Antragstellerinnen, die vor Inkrafttreten die-
ser Habilitationsordnung einen Antrag auf Zulassung zum
Habilitationsverfahren gestellt haben, können sich zwischen
dieser und der bislang geltenden Habilitationsordnung ent-
scheiden.

n

§19
Allgemeine Verfahrensregelungen

Für alle verfahrensmäBigenwie die Leistung wertenden
Entscheidungen im Habilitationsverfahren gelten die
Vorschriften des Verwaltungsverfahrensgesetzes über
die Besorgnis der .Befangenheit.

Der Dekan! die Dekanin ist verpflirntet, dafür Sorge zu
tragen. daß das gesamte Verfahren. a"ogesehen von Ver-
fahren gem. § 4 Abs.lI, von der Stellung des Zulassungs-
antrages an möglidtst innerhalb von 9 Monaten abge-

,


